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644 VBerorduung 
zur Aupaſſung des Steuergrundgeſetzes an die wertbeſtändige Rechnungseinheit. Vom 19. 11. 1923. 
Artikel 1. 
Gemäß § 9 Abſ. 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig vom 

20. 10. 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird das Steuergrundgeſetz vom 11. 12. 1922 (Geſetzbl. 1923 S. 57) 
in den Faſſungen des Geſetzes über die Berückſichtigung der Geldentwertung in den Steuergeſetzen vom 
29. 6. 1923 (Geſetzbl. S. 730) und des Geſetzes zur weiteren Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geld— 
entwertung vom 24. 8. 23 (Geſetzbl. S. 890) unter Berückſichtigung des Geldſtrafengeſetzes vom 
28. 9. 1923 (Geſetzbl. S. 999) in der Faſſung der Verordnung betr. die Umſtellung beſtehender Geſetze 
auf den Gulden vom 23. 10. 1923 (Geſetzbl. S. 1101) wie folgt geändert: 

1. im 8 65 Abſ. 3 iſt zu ſetzen anſtelle von „bis zu 30000 Mark“: „bis zu 500 Gulden“. 

2. 8 85 erhält folgende Faſſung: 

„Wird eine Zahlung, die nach den Steuergejegen zu leiſten ift, ſpäter als 5 Tage nach dem 
geſetzlichen oder dem im Steuerbeſcheid angegebenen Fälligkeitstermin entrichtet, ſo ſind, wenn nichts 
anderes vorgeſchrieben iſt, Zinſen zu fünf vom Hundert zu zahlen. Die Zinſen werden nur nach 
vollen Monaten berechnet, wobei angefangene Monate voll gerechnet werden. Die Zinſen ſind 
ſtets nur von den auf volle Gulden nach unten abgerundeten Beträgen zu erheben. Zinsbeträge 
unter 50 Pfennigen werden nicht erhoben. 

Ausführungsbeſtimmungen können die Verzinſungspflicht beſchränken. 

Als Tag der Entrichtung der Steuerſchuld gilt der Tag der Einzahlung bei einer Poſtanſtalt 
der Freien Stadt Danzig oder des Eingangs der Bar-, Iberweiſungs- oder Scheckbeträge bei den 
vom Landesſteueramt beſtimmten Steuerannahmeſtellen. 

. $ 85a wird aufgehoben. S 
4. Im S 86 Abſ. 1 und 2 werden die Zuſätze: 
„und unter Vorbehalt der Erhebung eines Zuſchlages gemäß $ 85 oder der Verzinſung nach 
§ 85 a“ geſtrichen. An ihre Stelle treten wieder die Worte: „und Verzinſung“. 
5. 8 88 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
„Die Feſtſetzung und Einziehung von Steuern und Vorauszahlungen kann unterbleiben, wenn 
der einzuziehende Betrag zwei Gulden nicht überſteigt“. 
6. S 110 wird wie folgt geändert: 
„Wenn die nach 55 106, 107 zu erſtattenden Beträge zwanzig Gulden überſteigen, werden 
ſie auf Antrag des Erſtattungsberechtigten von der Entrichtung an mit fünf vom Hundert verzinſt. 


= 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 9. 12. 1923). 
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Zinsbeträge unter 50 Pfennige werden nicht ausgezahlt. Ausführungsbeſtimmungen können die 
Verzinſungspflicht beſchränken; biete find den nach § 85 Abſ. 2 erlaſſenen Beſtimmungen möglichſt 
gleichartig zu geſtalten“. 
E 7. § 110 a erhält folgenden Wortlaut: 
"ee „Eine Erftattung nach 55 106, 107 hat zu unterbleiben, wenn der zu erſtattende Betrag 
N zwei Gulden nicht überſteigt“. 
Be. 8. Im $ 135 ift zu ſetzen anſtelle von 
C „50 000 Mark“: „5000 Gulden“. 
9. Im 8 169 Abf. 1 treten anſtelle von „das Hundertfache des für die Erhöhung des Zuſchlages nach 
S 85 maßgebenden Betrages“: „1000 Gulden“. 
10. Im 8 170 iſt das Wort „Mark“ zu erſetzen durch „Gulden“. 


11. $ 177 a wird wie folgt geändert: 


* „Ergeben die Ermittlungen des Steueramts, daß die endgültige Steuer, die im Vorbeſcheid 
n nach $ 171 a feſtgeſetzte Steuer um mehr als den vierten Teil überſteigt, jo iſt von dem Steuer⸗ 
nr: pflichtigen ein Zuſchlag von 10% des Unterſchiedes zwiſchen dem in der Steuererklärung angegebenen 
Be: und dem feſtgeſtellten Betrage zu erheben. 

E Die Feſtſetzung des Zuſchlages hat zu unterbleiben, wenn der Steuerpflichtige glaubhaft macht, 


daß ſeine, dem Vorbeſcheide zugrunde liegenden Angaben in unverſchuldetem Irrtum über das 
Beſtehen und die Anwendbarkeit ſteuerrechtlicher Vorſchriften gemacht ſind. Der Zuſchlag iſt im 
endgültigen Steuerbeſcheid anzufordern.“ 
12. § 179 a wird aufgehoben. 
13. $ 179 b erhält folgende Faſſung: 
E „Neuveranlagungen aufgrund des § 179 Abſ. 3 haben zu unterbleiben, wenn der Betrag, 
der nachzufordern iſt, zwanzig Gulden nicht überſteigt.“ 
14. Es ſind zu ſetzen: 
a) im 8 316 ſtatt „50 M“: „5 Gulden“, 
b) im 8 318 ſtatt „300 M“: „300 Gulden“, 
c) im S 319 ſtatt „von 50 bis 2 Millionen M“: „5 bis 200 000 Gulden“. 
15. $ 319 a wird geſtrichen. 
16. Es iſt zu ſetzen: 
— a) im § 320 ſtatt „10 000 M“: „100 Gulden“, 
Be b) im $ 322 Abſ. II ſtatt „50 bis 600 000 M“: „5 bis 600 000 Gulden“, 
Be. E e) im $ 328 ſtatt „40 000 M“: „4000 Gulden“, 
d) im § 329 ſtatt „20 000 M“: „2000 Gulden“, 
e) im 8 331 ſtatt „5000 M“: „1000 Gulden“, 
) im 8 332 ſtatt „6000 M“: „600 Gulden“, 
g) im 8 333 ſtatt „10 bis 1000 M“: „1 bis 100 Gulden“, 
h) im $ 334 Abſ. II ſtatt „20 bis 100 M“: „5 bis 25 Gulden“ und ſtatt „2000 M“: 
„500 Gulden“, k 
i) im $ 339 Abſ. IV jtatt „2000 M“: „500 Gulden“, 
k) im 8 363 ſtatt „50 M“: „10 Gulden“. 
Artikel II. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 19. November 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 
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645 Verordnung 
zur Abänderung der Verordnung zur Aupaſſung des Einkommen- uſw. Steuergeſetzes vom 26. 10. 1923 
(Geſetzbl. S. 1119). Vom 26. 11. 1923. 


Artikel 1. 
Gemäß 8 9 Abſ. 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig vom 
20. 10. 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird § 2 der Anpaſſungsverordnung vom 26. 10. 1923 wie folgt geändert: 
a) in Ziff. 1 werden die Worte: „und für jedes zur Haushaltung zählende minderjährige Kind, das 
nicht ſelbſtändig zur Einkommenſteuer zu veranlagen iſt“ geſtrichen. 
b) als Nr. 3 wird folgende Beſtimmung hinzugeſetzt: „Für jedes zur Haushaltung des Steuer 
pflichtigen zählende minderjährige Kind, das nicht ſelbſtändig zur Einkommenſteuer zu veranlagen iſt: 


a) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle Monate je 4 Gulden, 
p) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle Wochen je 96 Pfennig, 
e) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für volle Arbeitstage je 16 Pfennig, 
d) im Falle der Zahlung des Arbeitslohns für kürzere Zeiträume für je 

2 angefangene oder volle Arbeitsſtunde n. je 4 Pfennig. 


Artikel 2. 

Die Verordnung tritt am 1. Dezember 1923 mit der Maßgabe in Kraft, daß die ſich aus dieſer 
Verordnung ergebenden Steuerermäßigungen erſtmalig auf Lohn- und Gehaltszahlungen Anwendung 
finden, die für die Zeit nach dem 30. November 1923 gelten. 

Danzig, den 26. November 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


646 : Verordnung 
über die Feſtſetzung von Jahresarbeitsverdienſten nach der Reichsverſicherungsordnung zur 
Umſtellung der laufenden Unfallrenten auf die Guldenwährung. Vom 23. 11. 1923. 


Auf Grund des 8 9 Abſ. 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 


vom 20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird folgendes verordnet: 
f 8 1. 
Vom 1. Januar 1924 ab ſind die Unfallrenten in Gulden zu zahlen. 
8 2. 

Zur Umſtellung der laufenden Unfallrenten auf die Guldenwährung werden die folgenden 

Jahresarbeitsverdienſte nach der Reichsverſicherungsordnung (ſ. Anlage) feſtgeſetzt. 
8 8. 

Dieſe Jahresarbeitsverdienſte gelten auch in Zukunft für alle diejenigen Anſprüche auf Unfall 
renten, bei denen die Entſchädigung noch nach einem Jahresarbeitsverdienſt in der Markwährung zu 
berechnen iſt, ſoweit nicht die zuſtändigen Stellen andere Feſtſetzungen treffen. 

8 4. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 23. November 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
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647 Beſtimmungen über Maß und Gewicht. 

Auf Grund des S 19 der Maß- und Gewichtsordnung vom 30. 5. 1908 (Reichsgeſetzbl. S. 349) 
wird die Eichordnung vom 8. 11. 1911 (Beilage zu Nr. 62 des Reichsgeſetzbl. S. 960) in der Faſſung 
der Bekanntmachung des Senats vom 22. 9. 1923 (Geſetzbl. S. 989) wie folgt abgeändert und ergänzt: 


Artikel 1. 


Eichung von Meßwerkzengen für Flüſſigleiten. 
1.8 42 Nr. 1 erhält folgenden Zuſatz: f 

Bei den in Abſchnitte zu ¼ Liter geteilten Meßwerkzeugen aus Glas von einem Geſamt⸗ 
raumgehalt von 5 Liter und weniger darj die untere Begrenzung des Maßraumes anſtatt durch eine 
Strichmarke, durch den Abflußhahn erfolgen. Der die Begrenzung bildende Abflußhahn muß durch 
eine Faſſung aus Metall mit dem Maßkörper verbunden ſein. 

2. 8 42 Nr. 2 erhält folgende Faſſung: 

2. Der Maßkörper muß, ſoweit die Einteilung reicht, zylindrisch ſein. Der Abſtand benach⸗ 
barter Strichmarken muß bei den Meßwerkzeugen mit unterer Hahnbegrenzung mindeſtens 2,5 Zentimeter, 
bei allen übrigen mindeſtens 2 Zentimeter ſein. Bei den Meßwerkzeugen mit unterer Hahnbegrenzung 
fallen die drei unterſten Strichmarken weg. 

Jede bezifferte Strichmarke muß länger als die übrigen ſein. Bei den Meßwerkzeugen mit 
unterer Hahnbegrenzung müſſen die bezifferten Strichmarken um etwa den halben Umfang des Gefäßes 
geführt ſein. 

Artikel 2. 
Eichung von Gewichten. 
Die 88 74 bis 80 erhalten folgende Faſſung: 
8 74. 
Zuläſſige Gewichtsgrößen. 
Zuläſſig find Handels- und Präziſionsgewichte von 
50 


55 20, 10 Kilogramm 
b. 2, 1 = 
500, 250, 200, 125, 100 Gramm 
50, 20, 10 „ 
5, 2, 1 * 
außerdem Präziſionsgewichte von 
E 200, 100 Milligramm 
50, 20, 10 0 
5, 2, 1 v 
§ 75. 
Material. 


Zuläſſig ſind: 
Neuſilber für Gewichte bis einſchließlich 10 Milligramm abwärts, Meſſing und Rotguß für 


Gewichte bis einſchließlich ! Gramm abwärts, Eiſen für Handelsgewichte bis einſchließlich 100 Gramm 
abwärts ſowie für Präziſionsgewichte bis einſchließlich 5 Kilogramm abwärts; ferner Aluminium 
für die Gewichte von 500 Milligramm abwärts und Platin für die Gewichte von 500 bis einſchließlich 


10 Milligramm. S 
An Stelle der genannten dürfen auch andere Metalle von annähernd gleichen Eigenſchaften 


verwendet werden. 
Außerdem ſind für die Gewichte von 2 Kilogramm bis einſchließlich 20 Gramm Porzellan oder 


ihm an Haltbarkeit gleiche Erden zuläſſig. 


Geſtalt. 
2 1. Die Körper der Gewichte von 50 Kilogramm bis 1 Gramm ſollen die Form eines geraden 
Kreiszylinders haben. Die Abmeſſungen ſind folgende: E 


a) bei den Gewichten aus Metall; 
Zuläſſige Grenzwerte der Höhe 


Gewichtsgröße s größte kleinſte 
50 Kilogramm 250 Millimeter 220 Millimeter 
FVV 175 5 RO 75 
10 R 1 N 114 5 

5 W 109 L 92 7 
2 „ 78 v 65 75 
1 S en en 81 Ç 

DIS Z . re 07 8 39 N 
250 k . 36 L 30 r 
T } H CE CH 

c Zuläſſige Grenzwerte des Durchmeſſers 

Gewichtsgröße größter kleinſter 
250 Gramm mit Juſtierhöhlung 34 Millimeter 31 Millimeter 
S ERDE 39 x 
125 „ mit Juſtierhöhlung 27 X 25 S 
TH 34 E = 
BR >. 28 S 20 < 
SU 23 Ç 22 7 
10 U 20 L 19 " 

ET We 17 S er L = 
Be a en 14 2 I 
1 Er 10 x 9 & 


b) bei den Gewichten aus Porzellan: s 
Zuläſſige Grenzwerte des Durchmeſſers 


Gewichtsgröße größter kleinſter 
2 Kilogramm 89 Millimeter 83 Millimeter 
1 3 75 R 69 S 
BEN A en 59 6 55 
Cf Sr 48 G 45 7 
VV 60 7 55 7 
e RE 37 E 34 1 
ION e 47 S d 
5029,25 Be R s 38 Ç 
. ͤ TT 28 b 20 Ç 


Bei allen Gewichten find Unterſchiede zwiſchen dem oberen und unteren Durchmeſſer bis zu 
einem Zwanzigſtel des letzteren zuläſſig. Ç C 5 

2. Bei den Gewichten von 50 Kilogramm bis 250 Gramm ſowie bei den Gewichten von 
125 Gramm muß die Höhe größer ſein als der Durchmeſſer. S 

Die Gewichte von 50 und 20 Kilogramm müſſen mit Handhabe, die Gewichte von 10 Kilogramm 
mit Handhabe oder Knopf, die Gewichte von 5 Kilogramm bis einſchließlich 1 Gramm mit Knopf 
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verſehen fein, nur die eiſernen Gewichte von 250 bis 100 Gramm ſowie die Gewichte aus Porzellan 
müſſen ohne Knopf hergeſtellt ſein. Knopf und Handhabe müſſen ſo eingerichtet ſein, daß ſie ein 
leichtes Anfaſſen des Gewichts mit der Hand ermöglichen. 

Bei den Gewichten aus Porzellan zu 2 Kilogramm, 1 Kilogramm und 500 Gramm ſoll die 
Mantelfläche in etwa 4 Fünftel der Höhe durch eine gleichmäßig herumgeführte Nut unterbrochen 
ſein. Die Nut darf nicht tiefer und breiter ſein, als für eine leichte und ſichere Handhabung des 
Gewichts erforderlich iſt. 

3. Die Gewichte von 500 Milligramm abwärts müſſen als Blechplättchen mit einer aufgebogenen 
Kante oder Ecke ausgeführt ſein, und zwar: 

die Stücke von 500, 50 und 5 Milligramm in der Geſtalt eines regelmäßigen Sechsecks, 
die Stücke von 200, 20 und 2 Milligramm in der Geſtalt eines regelmäßigen Vierecks, 
die Stücke von 100, 10 und 1 Milligramm in der Geſtalt eines regelmäßigen Dreiecks. 
8 77. 
Einrichtung. 0 

1. Die Gewichte müſſen aus einem Stück und aus einem einheitlichen Material hergeſtellt ſein. 
Bei gußeiſernen Gewichten müſſen die Handhaben aus Schmiedeeiſen beſtehen. Sie müſſen ohne jedes 

fremde verbindende Material in den Gewichtskörper eingegoſſen ſein. 

Außerdem dürfen zu leichte Gewichte aus Metall ohne Juſtierhöhlung am Boden oder am 
Mantel durch eingeſetzte Pfropfen berichtigt werden. Zuläſſig iſt es auch, kleine Einbohrungen in den 
Gewichtskörper mit ſchwererem Material auszufüllen, wenn die Löcher mit einem Pfropf aus dem Metall 
des Gewichtsſtückes dauerhaft verſchloſſen werden. 

2. Die Bodenfläche muß eben ſein, die Oberfläche muß glatt verlaufen und darf keine gröberen 
Poren, Löcher, Unregelmäßigkeiten, Vorſprünge oder Verzierungen aufweiſen. Bei den eiſernen Gewichten 
zu 50 und 20 Kilogramm ſowie bei ſämtlichen Gewichten aus Porzellan müſſen die äußeren Kanten 
ſchwach abgerundet ſein. i 

Abgedrehte Gewichte dürfen einen metalliſchen Überzug erhalten. Abgedrehte eiſerne Gewichte, 

die einen ſolchen Überzug nicht haben, ſowie nichtabgedrehte eiſerne Gewichte müſſen bei der Neueichung 
mit einem dünnen Tiberzuge von Lack oder dergleichen, Gewichte aus Porzellan mit einer dauerhaften 
Glaſur verſehen ſein. Der Überzug muß hart und luftbeſtändig fein, er darf nicht ſplittern, abblättern, 
auch nicht beim Gebrauche ſich leicht abnutzen oder abſtoßen. 
N 3. Eiſerne Gewichte und Handelsgewichte aus Porzellan müſſen eine Juſtiereinrichtung haben. 
Präziſionsgewichte aus Porzellan dürfen keine Juſtiereinrichtung haben. Von den Gewichten aus 
anderem Material können die Handelsgewichte bis einſchließlich 500 Gramm abwärts, die Präziſions⸗ 
gewichte bis einſchließlich 5 Kilogramm abwärts mit einer ſolchen verſehen ſein. 

4. Bei den Gewichten aus Metall muß ſich die Juſtierhöhlung nach dem Innern des Gewichts 
zu ausbauchen und nach der oberen Fläche zu in einen engen Kanal von kreisförmigem Querſchnitt aus⸗ 
münden. Der Kanal muß ſich von oben nach unten kegelförmig verjüngen, und zwar auf je 10 Milli⸗ 
meter Tiefe um etwa 3 Millimeter im Durchmeſſer. Er ſoll die folgenden Abmeſſungen einhalten: 


CC 


Gewichtsgrößen oberer Durchmeſſer Tiefe mindeſtens 
50, 20 und 10 Kilogramm 13 bis 16 Millimeter 10 Millimeter 
5 Kilogramm bis einſchließlich 500 Gramm 8 „ 11 S 10 L 
200 und 100 Gramm 5 S 8 


Der Kanal ſoll weder zu nahe dem Rande, noch ſo nahe an Knopf oder Handhabe angebracht 


ſein, daß die Stempelung erſchwert wird. 
Die Gewichte aus Porzellan mit Juſtiereinrichtung müſſen in der Mitte der oberen Fläche 


eine kreisförmige, ſich nach unten erweiternde Einſenkung (Stempelſtelle) von 3 bis 5 Millimeter Tiefe 


Kammer (Juſtierhöhlung) vorgeſehen 
von 6 bis 8 Millimeter ausmündet. 
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haben, deren Durchmeſſer bei den Stücken zu 125 und 20 Gramm 12 + 


18 + 2 Millimeter betragen ſoll. Ferner muß im Gewichtskörper eine zylindriſche oder ſchwach koniſche 
ſein, die innerhalb der Stempelſtelle in eine kreisförmige Offnung 


1 Millimeter, bei den übrigen 


E: Die Tiefe der Kammer ſoll betragen bei den Gewichten zu: 
. > Gewichtsgröße ³zuläſſige Tiefe der Kammer höchſtens | 
e 2 REN rrn, e 100 Millimeter | 
7 1 go CCW 80 Pr | 
2 A ˙ A ͤ²˙ A Arie 50 d 
E PCC 45 S 
K SUL apat. TETE RE LE LO SE 25 E 
Be Tr ATE 35 5 
E TT 15 = 
E BL R HUT NT 11 a 
2 eee are ee e 0 10 5 
E 5. Neue Gewichte aus Metall mit Juſtierhöhlung ſind zur Eichung mit leerer Juſtierhöhlung K 
EE und ohne den zum Verſchluſſe dienenden Eichpfropf vorzulegen. Hierbei muß das Mindergewicht betragen: 
E Gewichtsgröße mindeſtens höchſtens 
4 50 Kilogramm . . . . 60 Gramm 400 Gramm 
3 20 7 60 H | 300 77 
5 10 5 „„ 9 
5 = 7 I 
2 z 3 TO 
1 S SE. ee U 
500 Gram 25 5 60 S 
C 5 40.5 7, 
21 E Di 5 Er 
ae 7 ee 5 8 
—T— ae e a 5 S 1 


T ua T 


möglichſt 


1 35 6,0 
A 6,0 
TTV 6,0 
E 6,0 
12⁵ . 00, 2,5 
100 . ahnt. Er 5,5 

„ccc ( 5,0 
20 „ Fa en 2,2 


L 


6,0 Gramm 


Der Raum der Juſtierhöhlung muß hinreichen, um außer der für die Berichtigung erforderlichen 

Zulage noch mindeſtens den vierzigfacheu Betrag der vorgeſchriebenen Fehlergrenze in feinem Bleiſchrot 

von höchſtens 3 Millimeter Durchmeſſer aufzunehmen. 

Die Gewichte aus Porzellan ſind zur Eichung mit leerer Juſtierhöhlung, jedoch mit dem zum 

Verſchluſſe der Stempelſtelle beſtimmten Bleiplättchen und dem zur Sicherung des Verſchluſſes dienenden 
Karton- oder Preßſpanſcheibchen vorzulegen. Das Mindergewicht muß betragen: — s 

Gewichtsgröße 


2 Kilogramm 


Mindergewicht 

höchſtens mindeſtens 

40,0 Gramm 4,5 Gramm 
S 48 „ 
15,0 L 4,5 L 
1008 2 4,85, „ 
9,0 " 4,5 HP 
9,0 S 1,8 K 
8,0 " 4,5 L 
LI ATE 
3,5 7 1,8 H 
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8 78. 
Bezeichnung. 

Die Maſſe iſt bei den Gewichten nach Kilogramm, Hektogramm, Gramm oder Milligramm zu 
bezeichnen, und zwar bei den Metallgewichten ausſchließlich mit den Abkürzungen kg, hg, g, mg. Bei 
den Porzellangewichten ſind auch die ausgeſchriebenen Worte Kilogramm, Hektogramm, Gramm zuläſſig. 

Die Bezeichnung erfolgt bei den Gewichten bis 1 Kilogramm abwärts nach Kilogramm, bei 
den Gewichten von 500 Gramm nach Kilogramm, Hektogramm oder Gramm, bei den Gewichten von 
200 und 100 Gramm nach Hektogramm oder nach Gramm, bei den Gewichten von 250 und 125 Gramm 
ſowie von 50 bis 1 Gramm nach Gramm, bei den Gewichten von 500 dis 1 Milligramm nach 
Milligramm. 

Bei den Gewichten von 50 Milligramm abwärts kann die Bezeichnung mg fortbleiben. 

Die Bezeichnung darf auf dem Mantel, auf der oberen Fläche oder auf dem Knopfe angebracht, 
jie darf bei den eiſernen Gewichten aufgeſchlagen, ein- oder aufgegoſſen oder eingeſchnitten, bei den 
Porzellangewichten erhaben oder vertieft aufgepreßt oder unter der Glaſur aufgemalt ſein. Sie muß 
bei allen Gewichten ſo angebracht ſein, daß für die Stempelung hinreichender Raum frei bleibt. Andere 
Kennzeichnungen irgend welcher Art ſind bei den Metallgewichten nicht zuläſſig. Bei den Porzellan- 
gewichten ift eine Fabrikmarke zuläſſig. Sie darf jedoch nicht auffällig oder für die Überſichtlichkeit der 
Bezeichnung und Stempelung ſtörend ſein. 


R 79. 
Fehlergrenzen. 
Die Fehlergrenzen betragen: 
1. bei Handelsgewichten von 
50 Kilogramm 10 Gramm 125 Gramm 70 Milligramm 
20 ee 4 x VORGE RT 2 
—: eg Toe 25 „ „ òůoͤ 50 G 
5 An e Ar, 1,25 „ . 30 S 
2 a ale tr 0,60 „ T E 20 8 
1 3 0,0 „ . 16 S 
500 Gramm 250 Milligramm 2 E S 
. R 55 10 1 
MN. TH 100 A 
2. bei Präziſionsgewichten von 
50 Kilogramm 2,5 Gramm 50 Gram 25 Milligramm 
20 ae 2,0 18 S 
10 Dr „ii a, R 10 x 
5 E E H BE R ah Si 6 E 
9 T 0.300. ri) T nna 3 c 
1 5 T dd. 900 la aga At 9 L 
500 Gramm 125 Milligramm 500, 200 u. 100 Milligramm 1 E 
BB, EEE, X 50, 20 „ 10 x 2 
200 „„ 50 E 5 Milligramm n 0,25 „ 
F... 35 7 2 . i 
Were 30 u 1 ee ine. 91 2 
S 80. 
Stempelung. 


Die Stempelung der Gewichte aus Metall mit Juftierhöhlung erfolgt auf dem a 
die der Genc aus Metall ohne Juſtierhöhlung auf der oberen Fläche. 


FTC ie 


No T TE 


L 


E 


L 
—. 


E 


T T N ag En ae Riga VERS AL 


reer 
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Bei den Gewichten aus Porzellan mit Juſtierhöhlung werden Stempel- und Jahreszeichen auf 
einem zum Verſchluſſe dienenden Bleiplättchen (8 77. Nr. 5) aufgeſchlagen, bei den Gewichten aus 


= Porzellan ohne Juſtierhöhlung. auf der oberen Fläche oder der Mantelfläche aufgeätzt. 


Die Gewichte in Plättchenform erhalten einen Stempel auf der die Bezeichnung tragenden 


5 Fläche. Bei den Gewichten von 10 Milligramm abwärts darf bei der Neueichung von der Aufbringung 
des Jahreszeichens abgeſehen werden. a 


2. Bei der Nacheichung erfolgt die Stempelung bei den Gewichten ohne Juſtierhöhlung auf 


3 der oberen Fläche und, wenn dort kein Platz mehr vorhanden iſt, auf dem Boden. Bei den Gewichten 
x von 500 Milligramm abwärts iſt bei der Nacheichung von der Stempelung abzuſehen. 


Artikel 3. 


Eichung von Handelswaagen. 
1⸗% Im x 88 treten folgende Anderungen ein: 
ah) Nr. 2 erhält folgende Faſſung: l 
2. Bei der Einſpielung ſoll die durch die Endſchneiden des Waagebalkens der gleicharmigen 


Waagen und der ungleicharmigen Balkenwaagen gehende Ebene nahezu wagerecht liegen. Das gleiche 
gilt für die Endſchneiden des die Gewichte tragenden Hebels der zuſammengeſetzten e 
Waagen und für die beiden Schneiden des Laufgewichtsbalkens der Laufgewichtswaagen. 


b) In Nr. 4 wird als Abſatz 2 angefügt: 
Die Anbringung von Vorrichtungen zur Dämpfung der Schwingungen bedarf, mar nicht 
anders beſtimmt iſt (5 92 Nr. 5, Neigungswaagen), der beſonderen Zulaſſung. 
e) In Nr. 16 iſt hinter den Worten „die eingedeckten Teile“ ene 
„und zwar, ſoweit nicht anders beſtimmt it, 
2. Im $ 90 Nr. 1 treten folgende Anderungen ein: 
a) Das Wort „nur“ wird beide Male geſtrichen. 
b) Als Abſatz 2 wird angefügt: t 
Gewichte, welche mit der Waage untrennbar verbunden ‚find und durch eine beſondere Vor— 
richtung bedient werden, unterliegen nicht den Beſchränkungen der 88 74 (zuläſſige Gewichtsgrößen) 
und 76 (Geſtalt); ſie ſollen aus ſolchen Metallen beſtehen, wie ſie für eichfähige Gewichte vorgeſchrieben 
find ($ 75, Material). Das Hebelverhältnis, mit dem dieſe Gewichte wirken, darf von den zuläſſigen 
Hebelverhältniſſen (1:1, 1:10, 1: 100) abweichen. Die Bedienungsvorrichtung muß mit einer Ableſe⸗ 
vorrichtung verbunden ſein, die unzweideutig und zwangläufig den entſprechenden Gewichtsbetrag angibt. 


Die Angaben mehrerer derartiger Vorrichtungen müſſen übereinſtimmen. Jede derartige Waagenbauart 


bedarf der beſonderen Zulaſſung. 
3. Im 8 91 Nr. 3c wird als Abſatz 3 angefügt: 
Bei Waagen, deren Laufgewichte durch eine Einſtellvorrich tm verſchoben werden, kann an 
Stelle der Strichteilung eine mit der Einſtellvorrichtung verbundene Ableſevorrichtung treten, wenn dieſe 
Vorrichtung die Stellung des Laufgewichts unzweideutig und zwangläufig angibt. Die Angaben mehrerer 


für dasſelbe Laufgewicht vorhandener Ableſevorrichtungen müſſen . Jede derartige Ein- 


er bedarf der beſonderen Zulaſſung. 
Im 8 92 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 26. Mai 1922 (Reichsgeſetzbl. I, S. 525) treten 
folgende Anderungen ein: 
a) Nr. 1 erhält folgende Faſſung: 
1. Die der Fehlergrenze bei der Höchſtlaſt (S 95 Nr. 3, Abi. N entſprechende Länge auf der 
Teilung ſoll bei den Waagen von mehr als 1 Kilogramm Höchſtlaſt mindeſtens 1 Millimeter, bei den 
kleineren Waagen mindeſtens 0,5 Millimeter groß erſcheinen. Bei Waagen mit ungleichmäßiger Teilung 


von mehr als 1 Kilogramm Höchſtlaſt muß die der Fehlergrenze entſprechende Länge in der Mitte der 


Skale mindeſtes 1 Millimeter und an den Enden der Skale mindeſtens 0,7 Millimeter groß erſcheinen. 


| 
| 
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Ableſevorrichtungen, welche die Vergrößerung der Teilabſchnitte bezwecken, wie Lupen und der⸗ 

gleichen, brauchen nur an einer Ableſeſtelle vorhanden zu ſein. 
b) Nr. 5 erhält folgende Faſſung: 

5. Zur Einſtellung der unbelaſteten Waage ſollen bei Waagen von weniger als 20 Kilogramm 
die bei gleicharmigen Waagen (8 89 Nr. 3) zuläſſigen Vorrichtungen, bei Waagen von 20 Kilogramm 
und darüber die bei ungleicharmigen Waagen ($ 90 Nr. 3) zuläffigen oder vorgeſchriebenen Vorrichtungen 
vorhanden ſein. Zuläſſig iſt die Anbringung von Vorrichtungen zur Dämpfung der Schwingungen und 
die Anbringung von Preisanzeigern. E 

c) In Nr. 6 wird vor dem bisherigen Wortlaut als Abſatz 1 eingeſchaltet: 
< 6. Zuläſſig iſt die Erweiterung des Wägebereichs durch ein auf einen der ſchwingenden Teile 
Tre Zuſatzgewicht. 
s 93 Nr. 3 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 26. Mai 1922 (Reichsgeſetzbl. I, S. 525) 
erhält folgende Faſſung: 

3. Auf die Neigungsgewichtseinrichtung finden die Vorſchriften des S 92 Nr. 1 bis 5 und 
Nr. 7 mit der Maßgabe Anwendung, daß die der Fehlergrenze bei der Höchlaſt entſprechende Länge 
mindeſtens 1 Millimeter groß erſcheint; überſchreitet die Höchſtlaſt das Fünffache der durch die Neigungs⸗ 
gewichtseinrichtung angegebenen Gewichtsgröße, ſo iſt die Fehlergrenze ſo zu berechnen, als ob die 
Höchſtlaſt gleich dem fünffachen Betrage wäre. Im übrigen gelten die Vorſchriften über die gleicharmigen 
Waagen ($ 89) oder über die Laufgewichtswaagen (8 91) ſinngemäß. 

6. Im S 94 Abſatz 4 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 26. Mai 1922 (Reichsgeſetzbl. I, 
S. 525) treten folgende Anderungen ein: 
a) Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Bei Waagen mit echa (Ss 92 und 93) ſoll der letzten Zahlenangabe 
der Neigungsſkale die Bezeichnung der Gewichtseinheit nach Kilogramm oder Gramm mit dem aus⸗ 
geſchriebenen Worte oder den Abkürzungen kg oder g beigefügt fein. 

b) Am Schluſſe wird als Satz 4 angefügt: 2 

Der Anbringung der vorgeſchriebenen Angaben auf einem Schilde iſt die Anbringung auf der 
Fläche der dem Käufer zugewandten Teilung gleich zu achten. 

7. Im 8 95 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 26. Mai 1922 (Reichsgeſetzbl. I, S. 5250 
treten folgende Anderungen ein: 
a) Nr. 1 erhält am Schluſſe folgenden Zuſatz: 
Für Waagen der im § 90 Nr. 1 Abf. 2 bezeichneten Art gelten die für die Brückenwaagen mit 
Laufgewicht und Skale vorgeſchriebenen Fehlergrenzen. 
b) Nr. 3 Abſatz 3 erhält am Schluſſe folgenden Zuſatz: 
Für Waagen der in § 90 Nr. 1 Abf. 2 bezeichneten Art findet Satz 1 ſinngemäß Anwendung. 
c) Nr. 3 Abſatz 6 erhält am Schluſſe folgenden Zuſatz: 

Überſchreitet die Höchſtlaſt das Fünffache der durch die Neigungsgewichtseinrichtung angegebenen 
Gewichtsgröße, ſo iſt für Belaſtungen, die kleiner als das Fünffache der durch die Neigungsgewichts⸗ 
einrichtung angegebenen Gewichtsgröße ſind, die Fehlergrenze ſo zu berechnen, als ob die Höchſtlaſt 
gleich dem fünffachen Betrage wäre. 

8. § 96 in der Faſſung der Bekanntmachungen vom 2. März und 27. Dezember 1921 (Reichs 
geſetzbl. 1921, S. 206 und 1922, S. 2) erhält folgende Fallung 7 
8 96. 
Stempelung. 
1. Die Stempelung erfolgt auf dem die Gewichte tragenden Hebel oder auf einer ei Ver⸗ 
öffentlichung der Zulaſſung der Bauart beſonders angegebenen deutlich ſichtbaren Stempelſtelle. 


e eee, . nn N 
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2. Ferner wird bei den Brückenwaagen, wenn nicht anders beſtimmt iſt, einer der Traghebel 
hond 
Bei den Laufgewichtswaagen wird ein Stempel dicht hinter oder auf dem letzten Teilſtrich jeder 
Stale angebracht. 
S Laufgewichtswaagebalken erhalten bei der Prüfung ihrer Einteilung einen Stempel und die 
Jahresbezeichnung in der Nähe der Nummer (§ 94 Abſ. 3). 
3. Das Jahreszeichen wird dem in Nr. 1 vorgeſchriebenen Stempelzeichen beigefügt. 
4. Bei der Nacheichung darf die Stempelung auf einer beſonderen Stempelſtelle oder auf einer 
Plombe erfolgen. 
Artikel 4. 
Eichung von ſelbſttätigen Waagen. 
1. § 101 Nr. ba in der Faſſung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1915 (Reichsgeſetzbl. S. 431) 
erhält folgende Faſſung: 
a) für Flüſſigkeiten, für pulver- und ſandförmige ſowie körnige, frei rollende, nicht klebende, auch 
für ſchwer fließende Materialien und ſonſtige Erzeugniſſe für eine größte zuläſſige Laſt von 
2, 5, 10, 20, 50 Gramm, 
100, 125, 200, 250, 500 Gramm, 
1, 2, 3, 4, 5 Kilogramm, 
10, 15, 20, 25, 30, 40, 50, 60 Kilogramm, 
75, 100, 125, 150, 200, 250 Kilogramm uſw. in Abſtufungen von je 50 Kilogramm; 
Im 5 102 treten folgende Anderungen ein: 
a) Nr. 2 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 
Der Laſt⸗ und der Gewichtsträger dürfen mit dem Geſtell durch Lenkerſtangen (Gegenlenker) 


BG 


* 


von der Länge und Richtung der Balkenarme beweglich verbunden ſein. Die Lenkerſtangen ſollen 


mindeſtens ſo weit vom Ballen entfernt ſein, wie ſie ſelbſt lang ſind; Abweichungen bedürfen der 
beſonderen Zulaſſung. Die Lenkerſtangen müſſen ſo eingerichtet ſein, daß ſie nur die wagerechten 
Seitendrucke aufnehmen; rühren dieſe nicht ausſchließlich von den ſeitlichen Schwankungen des Laſt⸗ 
trägers her, ſo bedarf die Einrichtung der beſonderen Zulaſſung. Ihre Drehungseinrichtungen müſſen 
aus hartem Stahl von genügender Feſtigkeit hergeſtellt ſein. 

b) in Nr. 5 Abſatz 1 wird in der Klammer in der letzten Zeile hinzugefügt: 

„Karten⸗ oder Streifendruckwerk 
c) In Nr. 7 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1915 (Reichsgeſetzbl. S. 431) 
erhalten Abſatz 1 und Abſatz 2 Satz 1 und 2 folgende Faſſung: 

7. Bei den Waagen für Flüſſigkeiten, für pulver⸗ und ſandförmige ſowie für körnige, frei 
rollende, nicht klebende, auch ſchwerfließende Materialien und ſonſtige Erzeugniſſe ($ 101 Nr. 1 a) muß 
eine Vorrichtung zur Regelung der letzten Zuflüſſe jeder Füllung vorhanden ſein (Nachſtromregler), um 
die Gewichtsunterſchiede auszugleichen, die durch die Verſchiedenheit des Materials und gegebenenfalls 
durch die Verſchiedenheit der Füllungsgewichte bedingt ſind. Die Vorrichtung muß als ſolche leicht 
erkennbar ſein. Sie darf nicht abnehmbar und nicht feſt am Waagebalken angebracht ſein. Sie ſoll aus 
einem Hebel mit Reglergewicht beſtehen. Der Hebel ſoll in jeder Stellung des Waagebalkens dieſem 
gleich gerichtet und mit einer Einteilung verſehen ſein; ihre kleinſten Teilabſchnitte ſollen ihrem Gewichts- 
werte nach die Fehlergrenze gemäß § 105 Nr. 1 nicht überſteigen und die Länge eines Millimeters 
haben; bei Waagen von 50 Kilogramm und darüber ſind auch Teilabſchnitte von 2 Millimeter zuläſſig. 
Die Bezifferung ſoll deutlich ſein und nach der Grammeinheit oder deren dezimalen Vielfachen fort- 
ſchreiten. Der Reglerbereich darf höchſtens das Zehnfache der nach S 105 Nr. 3 zuläſſigen Abweichung, 
vom Durchſchnitt, bei den Waagen bis 75 Kilogramm abwärts, ſofern ſie für mehrere Materialien 
beſtimmt ſind, höchſtens 15 Gramm für jedes Kilogramm der größten zuläſſigen Laſt betragen. 


Die Waagen für großſtückige Materialien dürfen keinen Nachſtromregler haben. An ſeiner 
Stelle müſſen Vorrichtungen vorhanden ſein, durch welche das nach Eintritt des Gleichgewichts noch in 
die Waage gelangende, die Laſtſchale über das Gegengewicht hinaus beſchwerende Material mitverwogen 
und ſein Gewicht fortlaufend auf einem zweiten Zählwerke regiſtriert wird, jo daß das Geſamtgewicht 
des über die Waage gegangenen Materials von beiden Zählwerken zuſammen angegeben wird. 

3. Im 8 104 werden Nr. 3 und 4 durch die folgenden Beſtimmungen erſetzt: 

3. Alle ſelbſttätigen Waagen müſſen auf einem Schilde mit dem Namen und Wohnort des 
Verfertigers, einer laufenden Fabriknummer und, übereinſtimmend mit der Angabe auf dem Hauptbalken, 
mit der Angabe der größten zuläſſigen Laſt bezeichnet ſein. Bei den Waagen von 4 Kilogramm ab» 
wärts, die für einen unter die Hälfte der größten zuläſſigen Laſt herabgehenden Wägebereich zugelaſſen 
ſind, muß außer der größten zuläſſigen Laſt auch die untere Grenze des Wägebereichs angegeben ſein. 

J. Bei allen ſelbſttätigen Balkenwaagen muß das Schild außerdem die Angabe des Materials 
oder der Materialien enthalten, für welche die Waage beſtimmt iſt. f i 

Bei den Waagen für Flüſſigkeiten iſt auf dem Schilde die Angabe hinzuzufügen: „Vor der 
Benutzung iſt die Laſtſchale gehörig zu benetzen und die Waage durch das Einſtellgewicht am Balken 
zum Einſpielen zu bringen.“ 272805 

Bei den Waagen mit Nachſtromregler ſind auf dem Schilde die Angaben hinzuzufügen: „Die 
Reglervorrichtung dient zur Richtigſtellung der Füllungen vor der Verwägung jedes beſonderen Materials 
vorſtehender Art oder vor der Verwägung verſchieden großer Füllungen“. Die letzte Angabe kann bei 
den Waagen mit Gewichtsregiſtrierung fehlen. Bei den Waagen für kleinſtückige Materialien dieſer 
Art iſt außerdem anzugeben, für welche Stückgröße ſie beſtimmt ſein ſollen. Waagen ohne ſelbſttätige 
Entleerung müſſen auf dem Schilde deutlich als ſolche, z. B. als Bruttoabſackwaage, gekennzeichnet ſein. 

5. Bei den Waagen mit ſelbſttätigem Hilfslaufgewicht muß auf dem Schilde außerdem die 
beſondere Art der Waage (3. B. Zenteſimalwaage mit ſelbſttätigem Laufgewicht) und außer der größten 
zuläſſigen Laſt der Bereich des ſelbſttätigen Laufgewichts ſowie das Mindeſtnettogewicht und der Betrag 
der Höchſttara (§S 103 Nr. 6) angegeben fein. t 

4. Im 8 105 in der Faſſung der Bekanntmachungen vom 25. Juni 1915 und vom 26. Mai 1922 
(Reichsgeſetzbl. 1915, S. 431 und 1922 J, S. 525) treten folgende Anderungen ein: 23 
a) Nr. 1 letzter Abſatz erhält folgende Faſſung: 


Für Waagen mit einer größten zuläſſigen Laſt von weniger als 100 Gramm bis 20 Gramm 


abwärts gilt die gleiche, für kleinere Waagen die halbe Fehlergrenze wie für die Waagen mit einer 
größten zuläſſigen Laſt von 100 Gramm. i 2 
b) Ju Nr. 2a ift zwiſchen die Worte „von 2 Kilogramm“ und „abwärts“ einzuſchalten: 
bis 100 Gramm 

ſerner erhält der letzte Abſatz folgende Faſſung: 

Für Waagen mit einer größten zuläſſigen Laſt von weniger als 100 Gramm bis 20 Gramm 
abwärts gilt die gleiche, für kleinere Waagen die halbe Fehlergrenze wie für die Waagen mit einer 
größten zuläſſigen Laſt von 100 Gramm. R 


e) In Nr. 3 Abſatz 1 werden die Worte „100 Gramm abwärts ... 0,5 Gramm; “ erſetzt durch: 
100 bis 20 Gramm abwärts 0,5 Gramm, c 
10 Gramm abwärts 0,25 * TE, 


5. 8 106 Nr. 1 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: b ( 159 
Vorrichtungen am Nachſtromregler, die eine Verlegung des Reglerbereichs ermöglichen, ſind 
durch Stempelung gegen eine ſolche Anderung zu ſichern. e 


et 


1296 
Artikel 5. 
Eichung von Aräometern. 
Im $ 118 treten folgende Anderungen ein: 


a) In Nr. 1 iſt an Stelle von „15 Grad“ zu ſetzen: 
15 oder 20 Grad 


b) In Nr. 8 iſt au Stelle von „0,99“ zu ſetzen: 
1,10 
Artikel 6. 


Eichung von mediziniſchen Spritzen und Eichung von Waſſermeſſern. 


In den Vorſchriften der Eichordnung in der Faſſung des Artikels 4 der Bekanntmachung vom 
28. November 1913 (Reichsgeſetzbl. S. 766) erhalten im Abſchnitt XI (Mediziniſche Spritzen) die bisherigen 
88 1—6 der Reihe nach die Bezifferung 152 bis 157 und im Abſchnitt XII (Waſſermeſſer) die bisherigen 
88 1 bis 7 der Reihe nach die Bezifferung 158 bis 164. 
Artikel 7. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 20. November 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Pertus. 


648 5 Beitritt der Freien Stadt Danzig 
zu dem internationalen Abkommen zur Bekämpfung der Verbreitung unzüchtiger Veröffentlichungen. 
Vom 24. 11. 1923. 

Auf Grund des Geſetzes vom 21. September 1922 (Geſetzbl. S. 444) wird hiermit verkündet 

Die Freie Stadt Danzig iſt dem internationalen Abkommen vom 4. Mai 1910 zur Bekämpfung 
der Verbreitung unzüchtiger Veröffentlichungen beigetreten. Der Beitritt iſt mit dem 23. Februar 1922 
in Kraft getreten. 
3 Das vorſtehende Abkommen iſt in dem deutſchen Reichsgeſetzblatt von 1911 S. 209 ff. ver- 
öffentlicht. Da die Veröffentlichung vor dem 10. Januar 1920 erfolgt iſt, erübrigt ſich ein erneuter 
Abdruck. 

Danzig, den 24. November 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Ziehm. 


649 Schulſtrafen. 
; Vom 2. 11. 1923. 
In Ausführung von Artikel 1 Ziff. 1 der Verordnung betr. die Umſtellung beſtehender Geſetze 
auf den Gulden vom 23. 10. 23 Geſetzbl. S. 1101 wird die Verordnung des Senats vom 13. 10. 23 
betr. Schulſtrafen (Staatsanz. S. 657) wie folgt geändert: 
In Ziff. 1 treten anſtelle der Worte: „0,10 Goldmark — 3 Goldmark“ die Worte: „0,10 Gulden — 
4 Gulden“. 


In Ziff. 2 treten anſtelle der Worte: „1 Goldpfennig⸗ die Worte „1 Guldenpfennig“. 
In Ziff. 3 baza der Worte: „50 Goldpfennig bis 5 Goldmark“ die Worte: 0,50 Gulden — 
6 Gulden“. Er: ea = 


Danzig, den 2. November 1923. S . 
Der Senat der Freien Stadt E Danzig 


Abt. f. Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Dr. Strunk. 


650 Druckfehlerberichtigung. 


In der Verordnung über Wochenhilfe, Familienhilſe und Wochenfürſorge vom 26. Oktober 1923 
muß es im Artikel J Abſ. 2 Zeile 1 ſtatt „in den letzten drei Jahren vor der Niederkunft“ heißen „in 
den letzten zwei Jahren vor der Niederkunft“. 


s Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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